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5. Feststellungen zur Haushaltsrechnung und Vermögens
übersicht 2024 
 

Das Landesverfassungsgericht hat die im Haushalt 2024 
beschlossene Notkreditaufnahme mit seinem Urteil vom 
15.04.2025 für ex tunc nichtig erklärt. Damit hat die Landesregie
rung das verfassungsrechtliche Neuverschuldungsverbot 2024 
nicht eingehalten. Denn die Nettokreditaufnahme war so um 
492 Mio. € höher als zulässig. Diese Überschreitung erfasste das 
Finanzministerium auf dem Kontrollkonto. Der LRH fordert, im 
Falle von zukünftigen Notkreditermächtigungen, die konkretisier
ten Anforderungen an diese zu erfüllen. Das wird zukünftig mit 
Blick auf die neu geschaffene Möglichkeit der strukturellen 
Schuldenaufnahme durch die Länder deutlich anspruchsvoller. 
 
Konjunkturelle Auswirkungen auf den Haushalt sind über die 
Konjunkturkomponente symmetrisch zu berücksichtigen. Die 
Berechnungen der Ex ante- sowie der Ex post-Konjunktur-
komponente sollten nachvollziehbar in der Haushaltsrechnung 
abgebildet werden. 
 
Mit dem Haushalt 2026 hat der Landtag beschlossen, Mittel aus 
dem Versorgungsfonds zu entnehmen, Zuführungen an diesen 
auszusetzen und die für 2026 geplante Evaluierung um 2 Jahre 
zu verschieben. Die danach im Februar 2026 vorgelegte Haus
haltsrechnung 2024 zeigt hingegen einen deutlichen Anstieg der 
Versorgungsempfängerinnen und -empfänger. Dem Finanzminis
terium zufolge waren zuvor für 2060 noch rund 14.100 Versor
gungsfälle erwartet worden, nach dem neuen Prognosemodell 
sind es rund 32.200.  
 
Die Landesregierung hat auch 2024 zahlreiche Rücklagen neu 
gebildet. Der LRH empfiehlt erneut, bestehende Rücklagen 
abzubauen und nur noch in Ausnahmefällen Rücklagen zu bil
den. Denn die rund 120 Rücklagen schränken die Transparenz im 
Haushalt ein und umgehen die Prinzipien der Jährlichkeit und 
Jährigkeit. 
 
Das bewegliche Vermögen des Landes wird in der Vermögens
übersicht seit 2006 unvollständig dargestellt. Für einen vollstän
digen wertmäßigen Nachweis sollte die im Buchführungssystem 
eingerichtete Anlagenbuchhaltung verpflichtend sein. 
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5.1 Prüfauftrag des LRH 
 
Nach Art. 63 Abs. 1 Satz 2 LV hat die Landesregierung dem Landtag die 
Haushaltsrechnung vorzulegen. Der LRH berichtet dem Landtag und der 
Landesregierung unmittelbar zur Haushaltsrechnung. 
 

5.2 Wie hoch war Schleswig-Holstein 2024 verschuldet? 
 
Nach § 18 Abs. 1 LHO1 bestimmt das Haushaltsgesetz, bis zu welcher 
Höhe das Finanzministerium Kredite zur Deckung von Ausgaben und zur 
Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft aufnehmen 
darf. Die Inanspruchnahme dieser Kreditermächtigungen obliegt dem  
Finanzministerium.  
 
In der Haushaltsrechnung werden unterschiedliche Schuldenstände 
(Kreditmarktschulden, Schulden bei öffentlichen Haushalten sowie Schul
den des Kernhaushalts beim nicht-öffentlichen Bereich) sowie Betrach
tungszeiträume (Kalenderjahr und Haushaltsjahr) für den Kernhaushalt 
dargestellt.2 
 
Der Vergleich der jeweiligen Schuldenstände mit den Vorjahreswerten 
bringt unterschiedliche Neuverschuldungen hervor.3 
 

5.2.1 Der Schuldenstand zum 31.12.2024 
 
Laut Haushaltsrechnung war der Kernhaushalt des Landes zum 
31.12.2024 am Kreditmarkt mit 31.572,6 Mio. € verschuldet. Hierbei han
delt es sich um valutierte Schulden, also um solche, die auch zu Zinszah
lungen führen. Im Vergleich zum Vorjahr sind die Kreditmarktschulden um 
683,5 Mio. € gestiegen. Dem Zufluss an Kreditmitteln in Höhe von 
6.015,0 Mio. € stehen Tilgungen von 5.331,4 Mio. € gegenüber.  
 

  

 
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 165. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/4034, S. 203. 
3  Vgl. Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 6.9.4. 
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Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung seit 1990: 

 

 
Abbildung 1: Entwicklung der Landesschulden 1990 bis 2024, jeweils zum 31.12. 
Quelle: Umdruck 20/5241 

 
5.2.2 Der Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 

 
Beim Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres handelt es sich um 
einen buchungsmäßigen Schuldenstand, der zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht vollständig mit Krediten hinterlegt war und daher auch noch nicht 
vollumfänglich zu Zinszahlungen führt. Die valutierte, also liquiditäts-
mäßige, Kreditaufnahme erfolgte teilweise erst in 2025. 
 
Der Schuldenstand zum Ende des Haushaltsjahres 2024 ist im Vergleich 
zum Vorjahr (33.174,8 Mio. €) um 210,5 Mio. € auf 33.385,3 Mio. € gestie
gen. 
 
Die voneinander abweichenden Werte der Schuldenstände zum 
31.12.2024 und zum Ende des Haushaltsjahres lassen sich mit dem prak
tizierten Verfahren des sogenannten Haushaltsausgleichs begründen. 
 
Dem Finanzministerium ist es erlaubt, im folgenden Haushaltsjahr einge
hende Einnahmen noch zugunsten des abzuschließenden Haushaltsjah
res zu buchen oder umzubuchen. Diese Ermächtigung nutzt das Finanz
ministerium, um Krediteinnahmen für den erforderlichen Haushaltsaus-
gleich einzusetzen.  
 
Die sich hieraus für 2024 ergebenen Effekte lassen sich folgendermaßen 
beschreiben: 
 

 -
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Zusammensetzung der 2024 ausgewiesenen Krediteinnahmen 

Einzelne Komponenten der Krediteinnahme in Mio. €  
aus 2025 empfangene Krediteinnahmen für den  
Haushaltsausgleich 2024 
zuzüglich  
Einzahlungen 2024 aus Kreditverträgen 
abzüglich  
aus 2024 für den Haushaltsausgleich nach 2023  
gebuchte Krediteinnahmen 

 
1.812,7 

 
6.015,0 

 
 

2.285,8 

Krediteinnahme gemäß Haushaltsrechnung 5.541,9 
Tabelle 7: Zusammensetzung der 2024 ausgewiesenen Krediteinnahmen 

 
Im Kalenderjahr 2024 betrug der liquiditätsmäßige Zufluss an Kreditmitteln 
6.015,0 Mio. €. In der Haushaltsrechnung hingegen werden - aufgrund der 
Haushaltsausgleichsbuchungen - Krediteinnahmen von 5.541,9 Mio. € 
ausgewiesen. Dies führt dazu, dass der buchhalterische Schuldenstand 
(33.385,3 Mio. €) zum Ende des Haushaltsjahres 2024 um 1.812,7 Mio. € 
von dem tatsächlichen mit Kreditverträgen valutierten Schuldenstand zum 
31.12.2024 (31.572,6 Mio. €) abweicht. 
 

5.2.3 Schulden der Extrahaushalte  
 
Die unter Tz. 5.2.1 dargestellte Verschuldung bezieht sich nur auf den 
Kernhaushalt und umfasst nicht die Schulden der Extrahaushalte des Lan
des. Extrahaushalte sind öffentliche Einrichtungen und Unternehmen, die 
überwiegend vom Staat finanziert werden, unter dessen Kontrolle liegen 
und Nichtmarktproduzent sind.1 Sie sind aus dem Landeshaushalt ausge
gliedert. Deren Verschuldung wird durch das Statistische Bundesamt ver
öffentlicht. 
 

Schulden Extrahaushalte beim nicht-öffentlichen Bereich in € 

Extrahaushalt Schuldenstand 
31.12.2024 

Veränderung 
zum Vorjahr 

Ratzeburg-Möllner Verkehrsbetriebe  151.435   -36.456 
Dataport  9.054.005  -912.020 
AKN Eisenbahn GmbH  24.016.705  -2.309.028 
Studentenwerk Schleswig-Holstein 33.129.320 +4.167.382  
Universität Kiel 628.684 -80.029 
Kommunaler Investitionsfonds  228.660.000 +50.045.000 
Landesmuseen Schloss Gottorf  280.015  -4.821 
Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein  6.048.214 +2.015.817 
Insgesamt: 301.968.378 +52.885.665 

Tabelle 8: Schulden Extrahaushalte beim nicht-öffentlichen Bereich 
Quelle:  „Einnahmen, Ausgaben und Schulden der Extrahaushalte der staatlichen Ebene  
2021 - 2024“, Statistisches Bundesamt (www.destatis.de) 

 
1  Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachbegriffe der Finanz- und Personalstatistiken, S. 6. 

https://www.destatis.de/
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Erst wenn die Schulden des Kernhaushalts und der Extrahaushalte 
gemeinsam betrachtet werden, ist eine bessere Vergleichbarkeit der 
öffentlichen Haushalte untereinander möglich. 
 

5.2.4 Pro-Kopf-Verschuldung des Landes inklusive der Extrahaushalte 
 
Das Statistische Bundesamt weist für den öffentlichen Gesamthaushalt 
des Landes Schleswig-Holstein eine Verschuldung beim nicht-öffentlichen 
Bereich von insgesamt 32.248 Mio. € (2023: 31.764 Mio. €) aus. Dieser 
Schuldenstand zum 31.12. setzt sich zusammen aus: 
 

Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts in Mio. € 

Schulden des öffentlichen 
Gesamthaushalts (in Mio. €) 

Schuldenstand 
31.12.2023 

Schuldenstand 
31.12.2024 

     Kreditmarktschulden insgesamt 
./.  Kreditmarktschulden im  
     öffentlichen Bereich 
+   Kassenkredite im nicht- 
     öffentlichen Bereich 
+   Schulden Extrahaushalte im  
     nicht-öffentlichen Bereich 

30.889 
 

782 
 

1.408 
 

249 

31.573 
 

572 
 

946 
 

302 
 31.764 32.248 

Tabelle 9: Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts 
Quelle:  „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts, Berichtszeitraum 2024“, EVAS-
Nr.: 71321, Blatt 71321-22 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt (www.destatis.de) 

 
Bei der vom Statistischen Bundesamt dargestellten Verschuldung werden 
Schulden beim öffentlichen Bereich heraus- und Kassenkredite im nicht-
öffentlichen Bereich hinzugerechnet. Der Schuldenstand des öffentlichen 
Gesamthaushalts ist Grundlage für die Berechnung der Pro-Kopf-
Verschuldung. Mit dieser Kennzahl wird der Schuldenstand der Länder mit 
unterschiedlichen Einwohnerzahlen vergleichbar gemacht. 
 
Nachfolgende Grafik stellt die Pro-Kopf-Verschuldung des Landes 
Schleswig-Holstein und der übrigen Flächenländer 2024 dar: 
 

https://www.destatis.de/
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Abbildung 2: Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenländer inklusive der Extrahaushalte 2024 
Quelle:  Eigene Berechnungen und „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts, Berichts
zeitraum 2024“, EVAS-Nr.: 71321, Blatt 71321-22 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt 
(www.destatis.de); „Bevölkerungszahlen der Länder“, Zentrale Datenstelle der Landes-
finanzminister (Stand: 25.09.2025) 

 
Rechnerisch hatte jeder Schleswig-Holsteiner zum 31.12.2024 eine Schul
denlast von 10.903 € zu tragen. Damit war Schleswig-Holstein, wie in den 
Vorjahren, nach dem Saarland das je Einwohner am zweithöchsten ver
schuldete Flächenland. Im Vergleich zum Vorjahr (10.784 €/Einwohner1) 
ist die Pro-Kopf-Verschuldung um 119 € gestiegen. 
 
Je Einwohner übersteigt der Schuldenstand des Landes den Durchschnitt 
der Flächenländer (6.265 €) um 74 %.  
 
Die Pro-Kopf-Verschuldung von 10.903 € bildet nur die Landesschulden 
ab. Hinzu kommen noch die anteiligen Schulden des Bundes 
(20.748 €/Einwohner)2 und der schleswig-holsteinischen Kommunen 
(2.034 €/Einwohner).3 

  

 
1  In den Bemerkungen 2025, Nr. 5.2.4, wird basierend auf den statistischen Meldungen 

von Destatis ein Wert von 10.737 €/Einwohner für 2023 ausgewiesen. Der Wert ist auf 
10.784 €/Einwohner angepasst worden. Grund hierfür war die nachträgliche Korrektur der 
Einwohnerzahl für 2023 als Folge des Zensus 2022. 

2  Vgl. „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2024“, 
EVAS-Nr.: 71321 - Blatt 71321-01 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt 
(www.destatis.de). 

3  Vgl. „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts, Berichtszeitraum 2024“, 
EVAS-Nr.: 71321, Blatt 71321-13 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt 
(www.destatis.de). 
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5.2.5 Weitere zuzurechnende Schulden 
 
Neben den Kern- und Extrahaushalten bestehen nach dem sogenannten 
Schalenkonzept noch weitere Einheiten, die dem öffentlichen Bereich 
zuzurechnen sind.  
 
Diese sonstigen öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (FEU) 
entstehen durch Auslagerung öffentlicher Aufgaben, Neugründung oder 
Beteiligungserwerb. Hierunter zählen Einheiten, deren Eigentümer mehr
heitlich - unmittelbar oder mittelbar - den öffentlichen Kernhaushalten 
zuzuordnen sind (z. B. Länder).  
 
Im Gegensatz zu den Extrahaushalten sind FEU öffentliche Marktprodu
zenten, die ihre Kosten überwiegend mit eigenen Umsätzen decken. Ins
gesamt betrachtet bilden der Kernhaushalt, die Extrahaushalte sowie die 
FEU den öffentlichen Bereich. 
 

 
Abbildung 3: Schalenkonzept in den Finanz- und Personalstatistiken 
Quelle: Statistisches Bundesamt mit Ergänzung durch den LRH 

 
Bezogen auf das Land Schleswig-Holstein zählen beispielsweise die 
Schleswig-Holsteinische Landesforsten AöR und das Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein zu den FEU. 
 
Insgesamt belaufen sich die den FEU zurechenbaren Schulden zum 
31.12.2024 auf 1.335 Mio. €1 und verteilen sich wie folgt:2 

 
1  Vgl. „Schulden des Öffentlichen Gesamthaushalts; Berichtszeitraum 2024“, EVAS-Nr.: 

71321 - Blatt 71321-22 vom 29.07.2025, Statistisches Bundesamt (www.destatis.de). 
2  Vgl. LT-Drs. 20/4034, S. 204. 
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• Universitätsklinikum Schleswig-Holstein 1.266,5 Mio. € 
• Landgesellschaft Schleswig-Holstein 38,5 Mio. € 
• Zentrum für integrative Psychiatrie ZIP gGMbH 30,4 Mio.€ 
• Universitäre Kinderwunschzentren GmbH 0,2 Mio. € 
 
Das Finanzministerium hat mit der Haushaltsrechnung 2024 erstmalig eine 
transparente Darstellung der den FEU zuzurechnenden Schulden ausge
wiesen. Damit wurde eine Forderung des Landtages umgesetzt.1 
 
Unter Berücksichtigung der Verschuldung der FEU belaufen sich die 
Schulden des öffentlichen Bereichs auf insgesamt 33.584 Mio. € 
(32.248 Mio. € öffentlicher Gesamthaushalt zzgl. 1.335 Mio. € FEU). Die 
Pro-Kopf-Verschuldung des Landes steigt um weitere 452 € auf 11.355 € 
je Einwohner. 
 

5.3 Höhere Zinsausgaben 2024 
 
Die valutierten Schulden zum 31.12.2024 sind im Vergleich zum Vorjahr 
um 683,5 Mio. € auf 31.572,6 Mio. € gestiegen. Dies ist ein Anstieg von 
2,2 %. Die Zinsausgaben sind im gleichen Zeitraum von 450 Mio. € auf 
559 Mio. €, mithin um 24,3 %, gestiegen (vgl. Tz. 5.3.1).  
 
Die nachstehende Grafik zeigt die Entwicklung des Schuldenstands und 
der Zinsausgaben seit 2015. 
 

 
Abbildung 4: Entwicklung Schuldenstand und Zinsausgaben 2015 bis 2024 
Quelle:  Umdruck 20/5241 
 

 
1  Vgl. Plenarprotokoll 20/54. 
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Von 2015 bis 2020 ist der Schuldenstand um 3.073 Mio. € gestiegen. 
Gleichzeitig sind die zu zahlenden Zinsen aufgrund der langanhaltenden 
Niedrigzinsphase um 326 Mio. € gesunken. Hingegen sind der Schulden
stand von 2021 bis 2024 nur um 10 Mio. €, die Zinsausgaben aber um 
223 Mio. € gestiegen. Grund hierfür sind die ab 2022 gestiegenen Zins-
sätze. 
 
Im Vergleich der Jahre 2015 und 2024 sind die Schulden um 4.620 Mio. € 
gestiegen und die Zinsausgaben von 651 Mio. € auf 559 Mio. €, also um 
92 Mio. €, gesunken. Ursache hierfür ist der rückläufige Zins: 2015 musste 
das Land durchschnittlich 2,4 % für seine Schulden zahlen, 2024 nur 
1,8 %. 
 
Die Zinsersparnisse der vergangenen Jahre sind durch Mehrausgaben an 
anderer Stelle konsumiert worden, anstatt den Schuldenstand zu senken. 
Damit bleibt das langfristige Zinsänderungsrisiko für den Haushalt hoch. 
Die Landesregierung plant für 2034 mit Zinsausgaben von 1,3 Milliarden 
Euro.1 Dies entspräche innerhalb einer Dekade einer Verdoppelung der 
Zinsausgaben. 
 

5.3.1 Zinsausgaben 2024 
 
Die Zinsausgaben 2024 sind im Vergleich zum Vorjahr um 110 Mio. € 
gestiegen. 
 

Zinsausgaben 2023 und 2024 in Mio. € 

 2023 2024 
Zinsausgaben inkl. Stückzinsen 438,6 534,0 
Saldo aus vereinnahmten (-) und gezahlten (+) Agien 21,2 25,3 
Entnahme Zinsausgleichsrücklage -10,0 0,0 

Insgesamt: 449,8 559,3 
Tabelle 10: Zinsausgaben 2023 und 2024 

 
Der Anstieg ist zu einem geringen Anteil auf die unterbliebene Entnahme 
aus der Zinsausgleichsrücklage zurückzuführen. Der weit überwiegende 
Anteil des Anstiegs wird jedoch durch die zunehmende Verschuldung (vgl. 
Tz. 5.2.1) sowie durch die steigende Durchschnittsverzinsung bedingt. 
 

5.3.2 Im Ländervergleich überdurchschnittlich hohe Zinsausgaben 
 
Die Zinsausgaben je Einwohner haben sich in Schleswig-Holstein 2024 im 
Vergleich zu den Flächenländern insgesamt deutlich erhöht. 2024 entfielen 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3712, S. 31. 
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auf jeden Einwohner Schleswig-Holsteins Zinsausgaben von 189 €. Das 
sind 36 € je Einwohner mehr als im Vorjahr. Die Flächenländer hingegen 
wiesen 2024 Ausgaben von durchschnittlich 108 € je Einwohner auf. Im 
Vergleich zum Vorjahr ein Anstieg von 8 €. 
 
Die nachfolgende Grafik zeigt die Entwicklung der Zinsausgaben: 
 

 
Abbildung 5: Zinsausgaben je Einwohner 2015 bis 2024 
Quelle:  Eigene Berechnung; Datengrundlage: „Vierteljahreskassenstatistik (SFK-3); Einnah
men und Ausgaben der Länder (Kernhaushalte) seit 1995“, Zentrale Datenstelle der Landes
finanzminister (Stand: 04.07.2025); „Bevölkerungszahlen der Länder“, Zentrale Datenstelle 
der Landesfinanzminister (Stand: 25.09.2025) 
 
Die Zinsausgaben je Einwohner haben sich in Schleswig-Holstein von 
2015 bis 2021 dem Durchschnitt der Flächenländer angenähert. Ab 2022 
vergrößert sich die Schere jedoch wieder. 2024 weisen die Zinsausgaben 
je Einwohner in Schleswig-Holstein einen deutlich höheren Anstieg auf als 
die Flächenländer insgesamt. 
 
Die Zunahme der Zinsausgaben in 2024 ist unter anderem darauf zurück
zuführen, dass Schleswig-Holstein beim durchschnittlich zu zahlenden 
Zinssatz am Kapitalmarkt das Zinsniveau der Flächenländer erreicht hat. 
Anders als in den Vorjahren weist Schleswig-Holstein mit einem durch
schnittlichen Zinssatz von 1,8 % den gleichen Wert auf wie die Flächen
länder insgesamt. 
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Abbildung 6: Durchschnittlicher zu zahlender Zinssatz 2015 bis 2024 
Quelle:  Eigene Berechnung. Dargestellt ist der durchschnittlich zu zahlende Zinssatz, 
gemessen als Anteil der Zinsausgaben an den Kreditmarktschulden (haushaltsrechtliche  
Abgrenzung) des Vorjahres im Kernhaushalt. Datengrundlage: „Vierteljahreskassenstatistik 
(SFK-3), Einnahmen und Ausgaben der Länder (Kernhaushalte) seit 1995“, Zentrale Daten
stelle der Landesfinanzminister (Stand: 04.07.2025) sowie „Schulden der öffentlichen Haus
halte seit 2010“, Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister (Stand: 30.07.2025) 

 
Aus der Grafik ist nicht ablesbar, wie die einzelnen Länder ihre Zinsver
pflichtungen steuern. Schon unterschiedliche Kreditlaufzeiten wirken sich 
auf die Zinshöhe und damit die Durchschnittsverzinsung aus. 
 
Es ist zu berücksichtigen, dass wegen des hohen Schuldenstands ein wei
terer Anstieg der Zinssätze Schleswig-Holstein besonders hart treffen 
würde.  
 
Auch die Zins-Steuer-Quote zeigt, dass die Zinsausgaben des Landes 
überdurchschnittlich hoch sind und somit den Gestaltungsspielraum ein
grenzen.  
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Abbildung 7: Zins-Steuer-Quoten 2015 bis 2024 
Quelle:  Eigene Berechnung; Datengrundlage: „Vierteljahreskassenstatistik (SFK-3), Einnah
men und Ausgaben der Länder (Kernhaushalte) seit 1995“, Zentrale Datenstelle der Landes
finanzminister (Stand: 04.07.2025) 

 
Diese Kennzahl gibt an, wieviel Prozent der Steuereinnahmen für Zinsaus-
gaben verwendet werden. Von 2015 bis 2022 war diese Quote sowohl bei 
Schleswig-Holstein also auch bei den Flächenländern rückläufig. Erst ab 
2023 steigt der Wert wieder. 2024 musste Schleswig-Holstein 4,5 % seiner 
Steuereinnahmen für Zinsausgaben verwenden. Die Flächenländer muss
ten im Durchschnitt nur 2,5 % aufwenden. 
 

5.4 Implizite Verschuldung: neues Berechnungsverfahren - neue Fragen 
 
Der Barwert zum 31.12.2024 der künftigen Versorgungsausgaben 
inklusive der Beihilfeausgaben wird in der Haushaltsrechnung 2024 mit 
119.629,9 Mio. € angegeben1.  
 
Die Entwicklung der in den Haushaltsrechnungen zuvor angegebenen Bar-
werte ist der folgenden Grafik zu entnehmen: 
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/4034, S. 206. 
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Abbildung 8: Entwicklung der prognostizierten Versorgungsausgaben inkl. Beihilfe 
Quelle:  Haushaltsrechnungen 2018 bis 2024 

 
Das Finanzministerium verzichtete auf eine Darstellung für den Zeitraum 
von 2014 bis 2017. Gründe hierfür waren zunächst die Softwareumstel
lung, dann die neu zur Verfügung stehende Datenbasis (KoPers) und 
schließlich der neu errichtete Versorgungsfonds. 
 
Auffällig zeigt sich der Zeitraum zwischen 2022 und 2024. Im Vergleich zu 
2022 sinkt der Wert in 2023 deutlich um 9.620 Mio. € bzw. um 10 %. Erklä
ren lässt sich der Rückgang mit einem etwas höheren Rechnungszins nur 
in Höhe von 441 Mio. €. Die verbleibende Differenz von mehr als 
9.000 Mio. € erläuterte das Finanzministerium hingegen nicht.1  
 
Das Finanzministerium führt nunmehr aus, dass die vom LRH beschrie
benen Abweichungen zwischen 2022 und 2023 im Wesentlichen auf 
methodische Änderungen bei der Beihilfeprognose zurückzuführen seien. 
Die Datengrundlage werde derzeit zusammen mit dem Dienstleistungs
zentrum Personal überprüft.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung, dass die Abweichung in 2023 nicht 
plausibel erklärt werden kann, zumal mit den Prognosen aus 2024 das 
Finanzministerium im Ergebnis wieder einen Wert entsprechend dem lang
jährigen Trend errechnet. 
 

  

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/2910(neu), S. 227. 
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Die sprunghafte Entwicklung des Barwerts zum 31.12.2024 ist insofern 
bemerkenswert. Im Vergleich zum Vorjahr sind die prognostizierten Ver
sorgungsausgaben um 33.476,1 Mio. € bzw. um 39 % gestiegen. Hierbei 
ist eine Absenkung um 1.694,3 Mio. € aufgrund der Veränderung des 
Rechnungszinses enthalten. Laut den Erläuterungen in der Haushalts
rechnung ist der Anstieg des Barwerts maßgeblich auf das neue Progno
semodell des Finanzministeriums zurückzuführen. Das neue Prognose
modell wurde in 2025 dem Finanzausschuss vorgestellt1.  
 
Den Erläuterungen des Finanzministeriums zufolge waren zuvor für das 
Jahr 2060 noch rund 14.100 Versorgungsempfängerinnen und -empfänger 
erwartet worden, nach dem neuen Prognosemodell sind es rund 32.200.  
 
Angesichts dieser Daten erstaunt die mit dem Haushaltsgesetz 2026 
beschlossene Entnahme aus dem Versorgungsfonds bei gleichzeitig aus
gesetzter Zuführung an diesen. Zudem ist die zunächst für 2026 vorgese
hene Evaluierung um 2 Jahre verschoben worden.  
 
Die Entwicklung der Jahre 2022 bis 2024 wird der LRH gesondert prüfen. 
 

5.5 Keine Einhaltung des verfassungsrechtlichen Neuverschuldungs-
verbots 
 
Das Neuverschuldungsverbot gemäß Art. 61 LV sieht vor, dass Einnah
men und Ausgaben grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszu
gleichen sind. Näheres regelt das Gesetz zur Ausführung von Art. 61 LV 
(AusfG)2. Für bestimmte Tatbestände ist nach § 1 Abs. 3 AusfG eine  
Nettokreditaufnahme zulässig. 
 
In der konjunkturellen Abschwungphase 2024 war nach den Ergebnissen 
des Haushaltsabschlusses eine Kreditaufnahme zum Ausgleich der 
konjunkturbedingten Mindereinnahmen von 391,1 Mio. € zulässig. 
 
Die zulässige Nettokreditaufnahme verminderte sich zum einen um die Dif
ferenz zwischen den einnahme- und ausgabeseitigen finanziellen Transak
tionen von 18,6 Mio. €. 
 

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/4829. 
2  Gesetz zur Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in 

der Fassung vom 13.12.2019, GVOBl. Schl.-H. S. 612, zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 25.02.2021, GVOBl. Schl.-H. S. 202. 
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Sie verminderte sich zum anderen gemäß § 8 Abs. 2 AusfG um den Not-
kredittilgungsbetrag im jeweiligen Haushaltsjahr. Gemäß dem Tilgungs-
gesetz1 war 2024 eine erste planmäßige Tilgungsrate von 30 Mio. € vorzu-
nehmen. Darüber hinaus wurde eine notwendige Sondertilgung von 
623,8 Mio. € erbracht, um die mit den Notkrediten vorheriger Jahre finan
zierten und im Haushalt 2024 vereinnahmten Rücklagen-, Sonderver-
mögensbestände und Rückflüsse aufzulösen.  
 
Die zulässige Nettokreditaufnahme musste entsprechend verringert wer
den, denn eine überjährige Verwendung von Notkreditmitteln zur Ausga
bendeckung verstößt gegen den Haushaltsgrundsatz der Jährigkeit2. Die 
zulässige Nettokreditaufnahme verringerte sich damit um weitere 
653,8 Mio. € auf -281,4 Mio. €. Das heißt, zur Einhaltung des Neuver
schuldungsverbots betrug 2024 die notwendige Nettotilgung 281,4 Mio. €. 
Tatsächlich wurde eine Nettokreditaufnahme von 210,5 Mio. € getätigt. Die 
zulässige Nettokreditaufnahme wurde dadurch um 491,9 Mio. € überschrit
ten. Das verfassungsrechtliche Neuverschuldungsverbot wurde somit nicht 
eingehalten. 
 
Art. 61 Abs. 3 LV erlaubt dem Haushaltsgesetzgeber, im Falle von Natur-
katastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kon
trolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beein
trächtigen, vom grundsätzlichen Neuverschuldungsverbot abzuweichen. 
Eine solche Notsituation wurde für das Jahr 2024 zweimal festgestellt3.  
 
In diesem Fall ist eine Notkreditaufnahme erlaubt, wenn die vom Bundes-
verfassungsgericht konkretisierten Anforderungen erfüllt sind4. Im Haus
haltsgesetz 2024 vom 21.03.2024 in der Fassung des Nachtragshaus
haltsgesetzes 2024 vom 20.11.2024 (HG) betrug die Notkreditermächti
gung 1.185,4 Mio. €. Sie war Teil der Kreditermächtigung von 
6.314,9 Mio. € gemäß § 2 Abs. 1 HG. 
 

  

 
1  Gesetz zur Feststellung eines gemeinsamen Tilgungsplans für die zur Bekämpfung der 

SARS-Cov2/COVID19-Pandemie sowie zur Abfederung der finanziellen Heraus-
forderungen in Folge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine gemäß Art. 61 
Abs. 3 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein erfolgten Überschreitungen der 
zulässigen Kreditaufnahme (Tilgungsgesetz) vom 27.06.2023, GVOBl. Schl.-H. S. 296. 

2  Vgl. Bemerkungen 2025 des LRH, Nr. 5.5. 
3  Am 23.11.2023 und am 20.03.2024 gemäß LT-Drs. 20/1655 (neu) und 20/1978 (neu). 
4  BVerfG, Urteil vom 15.11.2023 - 2 BvF 1/22, BVerfGE 167, 86-163.  
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5.5.1 Urteil des Landesverfassungsgerichts 
 
Das Schleswig-Holsteinische Landesverfassungsgericht hat geprüft, ob die 
Kreditermächtigung in § 2 Abs. 1 HG verfassungskonform ist. Es hat mit 
Urteil vom 15.04.20251 festgestellt, dass § 2 Abs. 1 HG gegen 
Art. 61 Abs. 3 LV verstößt und nichtig ist, soweit darin eine Notkredit-
ermächtigung enthalten ist.  
 
Ohne Notkreditermächtigung war somit eine Notkreditaufnahme 2024 nicht 
erlaubt. Vom verfassungsrechtlichen Neuverschuldungsverbot durfte nicht 
abgewichen werden. 
 
Die Urteile des Bundes- und des Landesverfassungsgerichts haben der 
Landesregierung die Hürden aufgezeigt, die für eine Notkreditaufnahme 
bestehen. 
 
Dennoch ermöglicht die bestehende verfassungsrechtliche Regelung es 
dem Haushaltsgesetzgeber, auf flexible Weise vom grundsätzlichen Neu
verschuldungsverbot abzuweichen. Der LRH fordert angesichts der ergan
genen Urteile des Bundes- und Landesverfassungsgerichts, die konkreti
sierten Anforderungen strikt zu beachten. 
 
Dies sagt das Finanzministerium zu. 
 

5.5.2 Umgang mit der verfassungswidrigen Nettokreditaufnahme 
 
Das Finanzministerium stellte sich nach dem Urteil des Landesverfas
sungsgerichts die Frage, ob die oben genannte Überschreitung der ver
fassungsrechtlich zulässigen Kreditaufnahme 2024 auf dem Kontrollkonto 
erfasst werden muss.2 Es kam zu dem Schluss, dass die Regelungen zum 
Kontrollkonto auf diesen Fall analog anwendbar waren.  
 
Auch aus Sicht des LRH musste die Überschreitung auf dem Kontrollkonto 
erfasst werden, denn das Kontrollkonto ist laut § 7 Abs. 1 AusfG dazu da, 
„um ungeplanten Abweichungen im Haushaltsvollzug Rechnung zu tragen, 
die im Haushaltsabschluss zu einer Kreditaufnahme oberhalb der zulässi
gen Kreditaufnahme nach § 1 Abs. 3 führen“. Es war der Haushaltsvollzug, 
in dem sich die Überschreitung der zulässigen Kreditaufnahme um 
491,9 Mio. € ergeben hat.  
 
Diese Abweichung ist im Ergebnis als ungeplant zu betrachten, da die 
haushaltsgesetzliche Notkreditermächtigung ex tunc nichtig war. 

 
1 LVerfG, Urteil vom 15.04.2025 - LVerfG 1/24-, juris. 
2  Vgl. Umdruck 20/5040. 
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In § 7 Abs. 2 AusfG ist geregelt, dass die Differenz zwischen tatsächlicher 
und der nach § 1 Abs. 3 AusfG zulässigen Kreditaufnahme auf Grundlage 
des Haushaltsabschlusses bestimmt und auf einem Kontrollkonto erfasst 
wird. Kreditaufnahmen oder Tilgungen nach § 8 AusfG sind bei der Ermitt
lung der Differenz herauszurechnen. 
 

Erfassung auf dem Kontrollkonto 2024 in Mio. € 
tatsächliche Nettokreditaufnahme 210,5 
Herausrechnungen gemäß § 7 Abs. 2 AusfG:  
+ Notkredittilgung 653,8 
./. Notkreditaufnahme  0 

= tatsächliche Nettokreditaufnahme nach Herausrechnungen 864,3 

./. zulässige Nettokreditaufnahme gemäß § 1 Abs. 3 AusfG 372,4 

= Erfassung auf Kontrollkonto 491,9 
Tabelle 11: Erfassung der verfassungswidrigen Nettokreditaufnahme auf dem Kontrollkonto 
Quelle: LRH 

 
Gemäß § 7 Abs. 3 AusfG darf das Kontrollkonto einen Wert von 0,15 % 
des auf Schleswig-Holstein entfallenden Anteils des BIP nicht überschrei
ten; in 2024 betrug dieser Wert 230,0 Mio. €. Da der auf dem Kontrollkonto 
erfasste Wert den zulässigen Wert überschritt, löste dies eine Tilgungs
pflicht aus. Das Haushaltsgesetz 2025 in der Fassung des zweiten Nach
tragshaushaltsgesetzes 2025 sieht eine vollständige Tilgung des Kontroll
kontos vor. 
 

5.6 Konjunkturkomponente: Berechnungen transparent darstellen 
 
Die konjunkturbedingten Mindereinnahmen eines Haushaltsjahres werden 
durch eine negative Konjunkturkomponente erfasst. Sie dürfen durch eine 
entsprechend hohe Kreditaufnahme ausgeglichen werden. 
 

5.6.1 Ex ante-Konjunkturkomponente in der Haushaltsaufstellung 
 
Im Haushalt werden diese Mindereinnahmen als sogenannte Ex ante-
Konjunkturkomponente bei der veranschlagten Nettokreditaufnahme 
berücksichtigt. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 der Landesverordnung über das Verfahren zur Bestim
mung der Konjunkturkomponente (LVO KBV)1 basierte die Ex ante-
Konjunkturkomponente im Haushalt 2024 auf der Herbstprojektion der 
Bundesregierung vom 11.10.2023. Die vom Finanzministerium gemäß der 

 
1  Landesverordnung über das Verfahren zur Bestimmung der Konjunkturkomponente nach 

§ 5 des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein in der 2024 gültigen Fassung vom 24.04.2020, GVOBl. Schl.-H. S. 210. 
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LVO KBV berechnete Ex ante-Konjunkturkomponente betrug minus 
176,7 Mio. €. 
 

5.6.2 Steuerabweichungskomponente im Haushaltsvollzug 
 
Nach Vollzug des Haushalts wird gemäß § 4 Abs. 1 LVO KBV die Ex post-
Konjunkturkomponente berechnet, indem zur Ex ante-Konjunktur-
komponente eine Steuerabweichungskomponente addiert wird. Somit sol
len die tatsächlichen einnahmeseitigen Abweichungen von einer konjunk
turellen Normallage erfasst werden. 
 
Die gemäß § 2 Abs. 4 LVO KBV ermittelten Steuereinnahmen waren mit 
12.642,9 Mio. € im Ist um 31,5 Mio. € geringer als in der Ex ante-
Konjunkturkomponente veranschlagt. Auf konjunkturelle Effekte ist derje
nige Anteil des Ist-Ergebnisses zurückzuführen, der keine steuerrecht-
lichen Änderungen betrifft. 
 
Die steuerrechtlichen Mehreinnahmen 2024 betrugen 30,4 Mio. € zuzüg
lich weiteren 164,1 Mio. €, die sich aufgrund des Zensus 2022 ergaben. 
Somit errechneten sich konjunkturbedingte Steuermindereinnahmen von 
226,0 Mio. €. Gemäß § 4 Abs. 2 LVO KBV wurde aus den Steuerminder
einnahmen die Differenz zwischen den tatsächlichen und den planmäßi
gen Ausgaben für den kommunalen Finanzausgleich (KFA), abzüglich der 
Finanzausgleichsumlage, von -11,5 Mio. € herausgerechnet. Somit ergab 
sich laut Finanzministerium eine Steuerabweichungskomponente 2024 
von -214,4 Mio. €. 
 
Die Differenz der KFA-Ausgaben entsteht jedoch auch aus nicht-
konjunkturbedingten Effekten. Die 2024 gültige LVO KBV enthielt für die 
Berücksichtigung dieser Effekte keine explizite Regelung. Durch die vor
genommene Herausrechnung dieser aus den konjunkturbedingten Min
dereinnahmen wurde die Steuerabweichungskomponente 2024 über
schätzt und somit auch die konjunkturelle Verschuldungsmöglichkeit. 
 
Anstatt die Differenz der KFA-Ausgaben herauszurechnen, wird das 
Finanzministerium ab 2026 die KFA-relevanten konjunkturbedingten 
Steuermindereinnahmen herausrechnen.1 Hierdurch wird der in 
Art. 61 Abs. 2 LV geforderten Symmetrie der Konjunkturbereinigung bes
ser gerecht. 

  

 
1  Landesverordnung über das Verfahren zur Bestimmung der Konjunkturkomponente nach 

§ 5 des Gesetzes zur Ausführung von Artikel 61 der Verfassung des Landes Schleswig-
Holstein in der ab 2026 gültigen Fassung vom 01.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 
Nr. 173. 
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Die Daten für die Berechnungen der Ex ante- sowie der Ex post-
Konjunkturkomponente sollten nachvollziehbar in der Haushaltsrechnung 
abgebildet werden. Das Finanzministerium kündigt an, beginnend mit der 
Haushaltsrechnung 2025, dieser Bitte des LRH nachzukommen.  
 

5.7 Trotz restriktiverer Erwartung immer mehr sonstige Rücklagen 
 
Die Landesregierung darf nach § 62 Abs. 3 LHO weitere Rücklagen nur für 
bestimmte Zwecke bilden. Diese Möglichkeit soll zu einem wirtschaftliche
ren Verwaltungshandeln beitragen1 und insbesondere dem sogenannten 
Dezemberfieber entgegenwirken. Damit ist gemeint, dass die Ressorts am 
Jahresende möglicherweise unnötige Ausgaben tätigen, nur weil noch 
entsprechende Mittel verfügbar sind.  
 
Mit der Revision der Regelungen zur Schuldenbremse dürfen seit 2020 
Ausgaben auch durch Entnahmen aus Rücklagen finanziert werden. Seit-
dem werden vermehrt Rücklagen anstelle von Ausgaberesten gebildet. 
Denn bei der Inanspruchnahme von Rücklagen müssen die Res
sorts - anders als bei den Ausgaberesten - keine Deckung zulasten 
anderer Haushaltsansätze im Folgejahr erbringen. Das macht das Instru
ment der Rücklagenbildung attraktiver. Dies spiegelt sich bei dem rückläu
figen Volumen der gebildeten Ausgabereste2 sowie der Anzahl an Rück-
lagen wider. 
 

Übersicht über die Anzahl aller Rücklagen zum 31.12. des Jahres 

 2022 2023 2024 

Rücklagen Sabbatjahr 13 14 15 

Rücklagen für personalwirtschaftliche Maß
nahmen 

3 3 3 

Rücklagen aus Personalminderausgaben - - 7 

Sonstige Rücklagen 60 69 82 

Krisenbedingte Rücklagen (Corona, Ukraine) 33 13 5 

Nachrichtlich aufgeführte Rücklagen (Lan
deslabor, LKN, LBV) 

3 4 5 

Insgesamt 112 103 117 

Tabelle 12: Übersicht über die Anzahl aller Rücklagen 
Quelle:  Haushaltsrechnung und Vermögensübersicht für das Haushaltsjahr 2022, 2023 und 2024 

 

 
1  Vgl. Verwaltungsvorschriften zu § 62 Nr. 1 LHO. 
2  Vgl. Tz. 5.11. 
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2024 wurde die Möglichkeit, zweckgebundene Rücklagen aus Personal
minderausgaben zu bilden, erweitert. Hierzu wurde § 10 Abs. 3 Haus
haltsgesetz 2024 angepasst: 
 
Bislang war eine Rücklagenbildung lediglich aus Minderausgaben der 
Obergruppe 42 (Bezüge, Entgelte und Nebenleistungen) möglich. Diese 
Rücklagenmittel waren für Personalausgaben und für Maßnahmen zu ver
ausgaben, die dem Personal zugutekommen. 
 
Durch die Anpassung im Haushaltsgesetz 2024 ist die konkrete Vorgabe 
für die Verwendung der Rücklage weggefallen. Ferner wurden die 
Bildungsgrundlagen auf die gesamte Hauptgruppe 4 (Personalausgaben) 
erweitert. 2024 haben 7 Ressorts von der angepassten Rücklagenbildung 
Gebrauch gemacht und 27,4 Mio. € „zurückgelegt“. 
 
Anhand der Übersicht wird ferner deutlich, dass insbesondere die Anzahl 
der „Sonstigen Rücklagen“ stetig zugenommen hat. Während 2022 noch 
60 Rücklagen vorhanden waren, waren es 2024 schon 82. 
 
Die Summe dieser Rücklagen hat sich von 883,5 Mio. € (2022) auf 
1.226,0 Mio. € in 2024 erhöht. 
 

Übersicht über die Summe aller Rücklagen zum 31.12. des Jahres 

 2022 
in Mio. € 

2023 
in Mio. € 

2024 
in Mio. € 

Rücklagen Sabbatjahr 31,4 34,5 36,6 

Rücklagen für personalwirtschaftliche Maß
nahmen 

5,8 5,7 5,6 

Rücklagen aus Personalminderausgaben - - 27,4 

Sonstige Rücklagen 883,5 1.100,6 1.226,0 

Krisenbedingte Rücklagen (Corona, Ukraine) 1.861,0 434,5 106,7 

Nachrichtlich aufgeführte Rücklagen (Lan
deslabor, LKN, LBV) 

31,4 35,3 53,8 

Insgesamt 2.813,1 1.610,6 1.456,1 

Tabelle 13: Übersicht über die Summe aller Rücklagen 
Quelle:  Haushaltsrechnung und Vermögensübersicht für das Haushaltsjahr 2022, 2023 und 2024 

 
Nach dem Haushaltsführungserlass 2024 ist die Bildung neuer und die 
Zuführung zu bestehenden Rücklagen beim Finanzministerium zu bean
tragen und zu genehmigen. Der Genehmigung bedarf es darüber hinaus, 
wenn von der Summe der Bildung oder der Zuführung eines bereits 
genehmigten Antrags um mindestens +/-5,0 Mio. € abgewichen werden 
soll.  
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Der LRH hat die Zuführungen an Rücklagen 2024 stichprobenhaft geprüft. 
Hierbei wurde festgestellt, dass in wenigen Einzelfällen Zuführungen getä
tigt worden sind, ohne entsprechende Genehmigung des Finanzministe-
riums. Hierbei wurden überwiegend zweckgebundene Bundes- und 
EU-Mittel, die in 2024 nicht mehr verausgabt werden konnten, den Rück
lagen zugeführt.  
 
Auch wenn das Erfordernis, die Verfügbarkeit dieser Mittel in das folgende 
Haushaltsjahr zu übertragen, nachvollzogen werden kann, sind die Res
sorts aufgefordert, die Vorgaben des Haushaltsführungserlasses zu 
beachten. Denn nach den Vorgaben des Haushaltsführungserlasses sind 
ohne Einwilligung des Finanzministeriums erfolgte Rücklagenzuführungen 
im Folgejahr in voller Höhe im Einzelplan 11 zu vereinnahmen. 
 
Mit der Bildung von Rücklagen zur Finanzierung von Ausgaben in zukünf
tigen Jahren wird die Transparenz im Haushalt eingeschränkt und es wer
den die Prinzipien der Jährigkeit und Jährlichkeit umgangen. Der Landtag 
hat 2024 deshalb das Finanzministerium unter anderem aufgefordert, an 
die Bildung von Rücklagen einen restriktiveren Maßstab anzulegen.1 Die
se Aufforderung hat der Landtag 2025 wiederholt.2 
 
Der Landtagsbeschluss 2024 wurde im Haushaltsführungserlass 2024 
aufgegriffen und den Ressorts bekanntgegeben. Trotzdem sind auch 2024 
die Anzahl und die Summe insbesondere an sonstigen Rücklagen weiter 
gestiegen. 
 
Eine weitergehende Konkretisierung der restriktiveren Maßstäbe durch 
das Finanzministerium erfolgte erst im Juli 2025 für das Haushaltsjahr 
2025. Hierzu ist ein Ergänzungserlass zum Haushaltsführungserlass an 
die Ressorts ergangen. Der LRH wird die restriktiveren Maßstäbe und 
deren Auswirkung auf die Anzahl und Höhe der Rücklagen im Rahmen der 
Haushaltsrechnung 2025 prüfen. 
 

5.8 Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung 
 
Der LRH hat nach § 90 Nr. 2 LHO auch zu prüfen, ob die Haushaltsrech
nung ordnungsgemäß aufgestellt ist. Dazu wird analysiert, ob die Ergeb
nisse der Haushaltsrechnung vorschriftsmäßig wiedergegeben werden. 
Insbesondere auch, ob alle buchungsrelevanten Sachverhalte ordentlich 
erfasst und belegt sowie die haushaltsrechtlichen Vorgaben eingehalten 
sind. 
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/1938. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/2920. 
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Maßstab hierfür sind unter anderem die Verwaltungsvorschriften für Zah
lungen, Buchführung und Rechnungslegung zu den §§ 70 bis 72 und  
75 bis 80 LHO (VV-ZBR).  
 
Stichprobenprüfung von Belegen 
 
Der LRH hat die Auszahlungsbelege des Haushaltsjahres 2024 mittels  
einer Stichprobe geprüft. Hiervon ausgenommen waren die Personalaus
gaben sowie die Buchungen im Bereich des Verfassungsschutzes. Es 
wurden insgesamt 400 Anordnungen mit den zahlungsbegründenden  
Unterlagen bei 8 Dienststellen geprüft. Von den geprüften Belegen der 
Stichprobe wurden 9 überwiegend aus formalen Gründen (z. B. fehlende 
Bescheinigung der rechnerischen oder sachlichen Richtigkeit) bean
standet. 
 
Darüber hinaus wurden 6 Doppelzahlungen mit einem Betrag von insge
samt 32.512,30 € festgestellt. Die überzahlten Beträge wurden von den 
betroffenen Dienststellen zurückgefordert. 
 
Bei der Belegprüfung wurde ferner festgestellt, dass das Innenministerium 
sowohl für den Rechnungsbearbeitungsprozess als auch für die Beleg-
ablage das E-Akte-Verfahren des Landes nutzt. Damit wird das E-Akte-
Verfahren haushaltsrechtlich als automatisiertes Verfahren genutzt und 
der Einsatz hätte nach den Vorschriften der VV-ZBR dem Finanz-
ministerium und dem LRH angezeigt werden müssen. Ferner ist nach der 
VV-ZBR beim Einsatz automatisierter Verfahren eine Erklärung über die 
Einhaltung von gewissen Mindestanforderungen abzugeben. Beides ist 
bislang nicht erfolgt. Damit werden die haushaltsrechtlichen Vorgaben 
nicht eingehalten. Gleichwohl konnten die geprüften Belege aus der Stich
probe des Innenministeriums nachvollzogen werden.  
 
Das Finanzministerium kündigt an, die Staatskanzlei und die Ressorts 
auf die Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorgaben beim Einsatz auto
matisierter Verfahren sowie auf das digitale Rechnungsbearbeitungspro
gramm „VeRA-Rechnungsbuch“ hinzuweisen. 
 
Insgesamt kommt der LRH zu dem Ergebnis, dass die Buchungen in den 
geprüften Fällen ordnungsgemäß belegt waren. 
 

5.9 Verpflichtungsermächtigungen  
 
Durch Verpflichtungsermächtigungen (VE) können Dienststellen finanziell 
verpflichtende Maßnahmen beginnen, die in künftigen Haushaltsjahren zu 
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Ausgaben führen. So kann das Land Vorhaben beginnen, bei denen es 
sich im Voraus zu Ausgaben über mehrere Jahre verpflichtet. 
 
VE verfallen, wenn sie nicht in dem Haushaltsjahr in Anspruch genommen 
werden, in dem sie veranschlagt sind. Die in Anspruch genommenen VE 
und der Bestand an Verpflichtungen werden in den Büchern des abgelau
fenen Haushaltsjahres nachgewiesen. 
 
Nach § 38 Abs. 2 LHO bedarf die Inanspruchnahme von VE der Zustim
mung durch das Finanzministerium, sofern unter anderem ein vom Finanz-
ministerium festzulegender Rahmen überschritten wird. Dieser festzule
gende Rahmen wird vom Finanzministerium über den für das jeweilige 
Haushaltsjahr aufgestellten Haushaltsführungserlass geregelt. 
 
Wie schon mit dem Haushaltsführungserlass 2023 wurde vom Finanz-
ministerium auch für das Haushaltsjahr 2024 bestimmt, dass in die Inan
spruchnahme von VE nun nicht mehr gesondert eingewilligt werden muss. 
 
Im Haushaltsplan 2024 waren VE von insgesamt 2.339 Mio. € für die 
Haushaltsjahre 2025 ff. veranschlagt und den Ressorts als Verpflichtungs
budget bereitgestellt worden. 
 
Nach der Rechnungslegung 2024 wurden von den bereitgestellten Mitteln 
900 Mio. € zulasten der Haushaltsansätze in den folgenden Haushaltsjah
ren in Anspruch genommen. Das sind 38 % der insgesamt für 2024 einge
planten VE. Damit erreicht die Inanspruchnahme im Vergleich zu den Vor
jahren einen hohen Stand:  
 

 
Abbildung 9: Quote der in Anspruch genommenen Verpflichtungsermächtigungen 
Quelle:  Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 
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Die nun gestiegene Quote ist positiv zu bewerten. Allerdings waren immer 
noch über 60 % der eingeplanten VE nicht benötigt. Nach den Verwal
tungsvorschriften zu § 11 LHO sind VE mit größtmöglicher Genauigkeit zu 
errechnen oder zu schätzen. Die durchschnittliche Quote der Inanspruch
nahme der letzten Jahre von 29 % spiegelt die geforderte Genauigkeit 
nicht wider.  
 
Der LRH weist die Ressorts erneut darauf hin, künftige Mittelanmeldungen 
mit größerer Sorgfalt zu ermitteln und erinnert nochmals an die Forderun
gen des Landtages, VE realistischer anzusetzen.1 
 
Das Finanzministerium beabsichtigt, mit der Staatskanzlei und den Res
sorts in Austausch zu treten, wie eine größere Genauigkeit bei der Veran
schlagung von Verpflichtungsermächtigungen erreicht werden könne. 
 

5.10 Über- und außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungsermächti
gungen 
 
Im Haushaltsvollzug kann das Finanzministerium in über- oder außer
planmäßige Ausgaben und VE der Ressorts einwilligen, wenn sie unvor
hergesehen und unabweisbar sind (Notbewilligungsrecht).2 Fehlt diese 
Einwilligung, verstößt eine Überschreitung gegen das Haushaltsrecht. 
2024 gab es 15 Überschreitungen in Höhe von insgesamt 28,7 Mio. €. 
 
Haushaltsüberschreitungen mit Einwilligung 
 
Die Haushaltsansätze wurden mit Einwilligung des Finanzministeriums bei 
3 Haushaltstiteln um 0,5 Mio. € überplanmäßig überschritten und bei 
einem Haushaltstitel um 0,5 Mio. € außerplanmäßig überschritten.  
 
Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung 
 
Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des Finanzministeriums sind 
2024 bei 11 Haushaltstiteln in Höhe von 27,7 Mio. € entstanden. Die Über
schreitungen sind unter anderem auf fehlerhafte Mittelbewirtschaftungen 
sowie fehlende und beschränkende Deckungsvermerke zurückzuführen. 
 
Der Landtag hatte bereits in seinen Voten zu den Bemerkungen 2017 und 
2018 des LRH die Dienststellen aufgefordert, die Haushaltsvermerke und 
Deckungsringe zu kontrollieren und gegebenenfalls anzupassen. Seit  
Beschluss des Landtages verweist das Finanzministerium in seinen  

 
1  Vgl. LT-Drs. 17/2036. 
2  § 37 Abs. 1 LHO bzw. § 38 LHO i. V. m. § 37 LHO. 
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unveröffentlichten Haushaltsführungserlassen auf das Votum des Land-
tages. 
 
Dennoch kam es im Haushaltsvollzug 2024 auch zu Haushaltsüberschrei
tungen ohne Einwilligung des Finanzministeriums: 
 

 
Abbildung 10: Anzahl und Höhe der Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung 
Quelle:  Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 

 
Die Anzahl der Haushaltsüberschreitungen ist gegenüber dem Jahr 2023 
leicht gesunken. Die Höhe der Haushaltsüberschreitungen beträgt 
27,7 Mio. € und liegt damit 21,8 Mio. € über dem Vorjahreswert. Die Über
schreitungen sind überwiegend (20,2 Mio. €) im Einzelplan 12 „Hochbau
maßnahmen und Raumbedarfsdeckung des Landes“ aufgrund eines 
Büroversehens entstanden. 
 
Der LRH weist erneut darauf hin, die Vorgaben des Landtages und der 
LHO einzuhalten. 
 
Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen ohne Einwilligung 
 
Eine VE erlaubt, Verpflichtungen zum Leisten von Ausgaben in künftigen 
Haushaltsjahren einzugehen. In Fällen eines unvorhergesehenen und 
unabweisbaren Bedürfnisses kann das Finanzministerium in über- und 
außerplanmäßige VE einwilligen.1 
 
Überschreitungen ohne die Einwilligung des Finanzministeriums verstoßen 
gegen das Haushaltsrecht. 
 

 
1  § 38 LHO in Verbindung mit § 37 LHO. 
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2024 wurden überplanmäßige VE in Höhe von 0,7 Mio. € in 3 Einzelplänen 
ohne Einwilligung des Finanzministeriums in Anspruch genommen. Inner
halb der Einzelpläne konnten die Überschreitungen durch ein ausreichen
des Restbudget finanziert werden. 
 
Der Gesamthaushalt wurde eingehalten. Allein fehlerhafte Mittelbewirt
schaftungen sowie fehlende und beschränkende Deckungsvermerke führ
ten zu den auszuweisenden Überschreitungen. 
 
Um dies zukünftig zu vermeiden, sollten die Haushaltsvermerke durch die 
Ressorts intensiver überprüft werden. 
 
Das Finanzministerium kündigt an, die Staatskanzlei und Ressorts auf 
die Einhaltung der Haushaltsvermerke verstärkt hinzuweisen. 
 

5.11 Haushaltsreste - niedriges Niveau setzt sich fort 
 
Abweichend vom Grundsatz der Jährlichkeit können am Jahresende Ein
nahme- und Ausgabereste in das nächste Haushaltsjahr übertragen wer-
den. Sie bleiben gemäß § 45 Abs. 2 LHO bis zum übernächsten Haus
haltsjahr (hier also bis Ende 2026) verfügbar. Einnahmereste können 
gebildet werden, wenn mit den Einnahmen im nächsten Haushaltsjahr 
gerechnet werden kann. Ausgabereste werden grundsätzlich einzeln in 
Höhe der eingegangenen Rechtsverpflichtungen gebildet.  
 
Die obersten Landesbehörden dürfen die Reste selbst bilden. Das 
Finanzministerium muss gemäß § 45 Abs. 3 LHO einwilligen, wenn die 
Haushaltsreste in Anspruch genommen werden sollen. Die Freigabe 
erfolgt gegen Deckung zulasten der Haushaltsansätze oder durch Bildung 
neuer Ausgabereste im laufenden Haushaltsjahr. 
 
Einnahmereste 
 
2024 wurden Einnahmereste in Höhe von 98.200 € bei zurückzuzahlenden 
Zuwendungen für nicht investive Vorhaben der Barrierefreiheit gebildet. 
Sie liegen damit rund 30.000 € über den Einnahmeresten 2023. Das nied
rige Niveau setzt sich damit fort. 
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Ausgabereste 
 
Auch die Ausgabereste 2024 bleiben wie im Vorjahr auf einem niedrigen 
Niveau: 
 

 
Abbildung 11: Entwicklung der Ausgabereste 2021 bis 2024 
Quelle:  Haushaltsrechnungen, eigene Berechnungen 
 
Im Vergleich zu 2023 sinken die Ausgabereste leicht um 2,7 Mio. € auf 
insgesamt 70,5 Mio. €. Beispielsweise sind Ausgabereste für Sonder-
bedarfszuweisungen gemäß § 18 FAG mit rund 7,2 Mio. € und für Maß
nahmen zur Verbesserung des Zustandes des Grundwassers mit rund 
10,0 Mio. € übertragen worden. Insgesamt ist ein rückläufiges Volumen 
der gebildeten Ausgabereste festzustellen. Grund hierfür ist die Zunahme 
an gebildeten Rücklagen.1 
 

5.12 Vermögensnachweis und Vermögensübersicht im Spannungsfeld 
von Haushaltsrecht und Praxis 
 
Nach Art. 63 der Landesverfassung legt die Landesregierung dem Landtag 
eine Haushaltsrechnung mit einer Übersicht über das Vermögen und der 
Schulden des Landes vor. Die LHO konkretisiert dies in § 86: Mit der Ver
mögensrechnung sind der Bestand des Vermögens und der Schulden zu 
Beginn eines Haushaltsjahres, die Veränderungen während des Haus
haltsjahres und der Bestand zum Ende des Haushaltsjahres nachzuwei
sen.  
 

 
1  Vgl. Tz. 5.7. 
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Die maßgebenden Bestimmungen zur Erfassung und Bewertung des  
Landesvermögens finden sich in § 73 LHO sowie in den dazugehörigen 
Verwaltungsvorschriften. Ergänzende Regelungen werden jährlich vom 
Finanzministerium über den Erlass für die Aufstellung der Vermögensüber-
sicht an die Ressorts herausgegeben. 
 
Die Vermögensübersicht setzt sich zusammen aus 
 
• Grundvermögen,  
• Kapitalvermögen und 
• bewegliche Vermögen. 
 
Der LRH hat mit der Prüfung der Haushaltsrechnung 2024 den Nachweis 
des beweglichen Vermögens stichprobenartig untersucht. Die weiteren 
Bestandteile der Vermögensübersicht wird er in den kommenden Jahren 
prüfen. 
 

5.12.1 Nachweis des beweglichen Vermögens seit 2006 unvollständig 
 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 73 LHO sehen vor,1 dass Bestandsver
zeichnisse zum Nachweis über das bewegliche Vermögen zu führen sind.  
 
Der Nachweis kann auch durch eine Anlagenbuchhaltung erbracht wer
den.2 In der Praxis nutzen die Ressorts grundsätzlich die Anlagenbuchfüh
rung im SAP-Verfahren, vorgeschrieben ist dies indes nicht. 
 
Trotz der haushaltsrechtlichen Vorgaben, das Vermögen vollständig zu 
erfassen, ist der Nachweis des Vermögens unvollständig:  
 
• Ein geprüftes Ressort hat weder das vorgeschriebene Bestandsver

zeichnis noch alternativ den Nachweis des beweglichen Vermögens 
durch eine Anlagenbuchhaltung geführt. Trotzdem hat es dem Finanz-
ministerium gegenüber einen Vermögensbestand zum Ende des Haus
haltsjahres gemeldet. Dieser anhand der Auszahlungen ermittelte Wert 
berücksichtigte aber keine Abgänge. Das Ressort gab an, bereits mit 
der Inventarisierung begonnen zu haben. 
 

• Für nachgeordnete Dienststellen werden die vorgeschriebenen Ver
zeichnisse teilweise nicht geführt. Somit liegen die Vermögenswerte 
dieser Dienststellen nicht vor und fließen nicht in die Vermögensüber-
sicht des Landes ein. 

  

 
1  Vgl. VV Nr. 4.1 zu § 73 LHO. 
2  Vgl. VV Nr. 6.1.3 zu § 73 LHO. 
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• In einem Ressort ist lediglich die Erfassung von Anlagegütern geregelt, 
die aus der Hauptgruppe 8 - Investitionen und Investitionsförderungs
maßnahmen - beschafft werden. Für anderes bewegliches Vermögen 
ist die Erfassung nicht sichergestellt, denn es fehlt an eindeutigen 
Regelungen. 
 

• Die von der Dienststellenleitung bzw. von dieser beauftragten Person 
mindestens alle 2 Jahre unvermutet durchzuführende Prüfung der vor
handenen Bestände wird teilweise nicht vorgenommen. 
 

• Geringwertige Vermögensgegenstände mit einem Anschaffungswert 
von bis 150 € sind nicht in die Verzeichnisse zu übernehmen. Trotz-
dem wurde dies im Geschäftsbereich eines Ressorts unterschiedlich 
gehandhabt und in einem Fall der Wert über einen Zeitraum von 
13 Jahren abgeschrieben.  
 

Zusammengefasst lässt sich feststellen, dass haushaltsrechtliche Vor-
gaben zum Führen von Verzeichnissen und zur unvermuteten Prüfung der 
Bestände nicht eingehalten werden. Zudem werden nicht alle Anlagen-
güter gesichert erfasst und gleichgelagerte Geschäftsvorfälle unterschied
lich bewertet. Die in der Haushaltsrechnung ausgewiesenen Werte für das 
bewegliche Vermögen werden somit nicht einheitlich ermittelt und sind 
unvollständig. 
  
Seit 2006 stellt die Landesregierung mit der Haushaltsrechnung auch die 
Werte des beweglichen Vermögens dar. Diese zusätzlichen Informationen 
erhöhen die Transparenz und werden daher vom LRH befürwortet. Jedoch 
erfolgt seit 2006 die Darstellung eingeschränkt. Denn seitdem wird in den 
Haushaltsrechnungen darauf hingewiesen, dass das bewegliche Vermö
gen noch nicht vollständig erfasst ist. 
 

5.12.2 Empfehlungen des LRH 
 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 73 LHO regeln im Kern den bestands-
mäßigen Nachweis von beweglichen Vermögensgegenständen. Eine wert-
mäßige Erfassung ist nicht vorgesehen und wird vom Finanzministerium 
dennoch per Erlass eingefordert. 
 
Eine an Handelsrecht angelehnte Definition des Anlagevermögens und 
eine verbindlich vorgeschriebene Anlagenbuchhaltung, um Vermögens-
gegenstände zu einem Stichtag zu bewerten, enthalten die derzeitigen 
haushaltsrechtlichen Vorschriften nicht.  
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So finden sich in den Verwaltungsvorschriften zu den vom Finanzministe
rium mit dem jährlichen Erlass zur Vermögensübersicht erbetenen Anga
ben der AfA - „Absetzung für Abnutzung“ keine Regelungen hinsichtlich 
der Nutzungsdauern und Abschreibungsmethoden.  
 
Das Finanzministerium verweist in diesem Zusammenhang auf den Lan
desstandard für die Kosten- und Leistungsrechnung - Fachstandard 8 
„Anlagenrechnung“. Der LRH empfiehlt daher, diesen Fachstandard in die 
Verwaltungsvorschriften zu § 73 LHO aufzunehmen.  
 
Vermögenswerte unter Beachtung des Werteverzehrs in der Vermögens-
übersicht des Landes Schleswig-Holstein darzustellen, bleibt richtig und 
wird vom LRH weiterhin unterstützt. Denn diese Informationen sind für den 
Haushaltsgesetzgeber von Bedeutung. Allerdings bedarf es für einen voll-
ständigen Ausweis klarer haushaltsrechtlicher Vorgaben, damit die Res
sorts geeignete und eindeutige Daten zur Verfügung stellen können. 
 
Der LRH empfiehlt daher, die Nutzung der bereitgestellten 
SAP-Anlagenbuchhaltung für die Landesdienststellen verpflichtend vorzu
schreiben. In diesem Zusammenhang sollten die bestehenden haushalts
rechtlichen Regelungen zum Vermögensnachweis modernisiert werden. 
Die derzeitigen Verwaltungsvorschriften sind noch auf „Kugelschreiber“ 
und „Karteiblätter“ ausgerichtet.1 Hinsichtlich der Wertgrenzen zur Erfas
sung des beweglichen Vermögens sollte sich das Finanzministerium am 
Bundeshaushalt orientieren und den Wert von 150 auf 250 € anheben. 
 
Das Finanzministerium teilt vollumfänglich die Ausführungen des LRH. 
Es kündigt an, die haushaltsrechtlichen Regelungen mit dem Ziel zu über
arbeiten, beginnend mit der Haushaltsrechnung 2026, das Vermögen voll
ständig und konsistent darzustellen. 

  

 
1  Vgl. VV Nr. 7.1 ff zu § 73 LHO. 
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